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ZEHN FRAGEN AN ...

Franz Bergmüller, wirtschaftspolitischer Sprecher
der AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Ein Gespräch mit Freunden, wo wir über Gott und die Welt re-
den.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Kurz in mich gehen, auf die wichtigen Dinge im Leben besin-
nen, und dann geht es mit neuem Elan wieder voran.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Respekt und Toleranz.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Welchen?
Eine Transpazifiktour mit dem Schiff, um die dortigen Inseln,
Leute und Kultur kennenzulernen, da ich sonst schon auf allen
Kontinenten war.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Bei Gesprächen mit Partnerin und Freunden.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Tichys Einblick, weil ich von interessanten Autoren über viele
politische Themen informiert werde.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
In Gourmetrestaurants mit Kollegen Essen zu gehen sowie
Wellnessurlaube für ein paar Tage.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Kultur, Menschen und Landschaft kennenzulernen und den
Tag mit meinen Liebsten zu genießen bei Sport, Freizeitaktivi-
täten und gutem Essen.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Das großartige jugendliche Engagement mit der Zeit mit Be-
sonnenheit, Respekt und Toleranz paaren.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Meine Eltern, die trotz schwerer Kriegsnachfolgen zufrieden
waren und positiv in die Zukunft geblickt haben.

Viele Bayern kennen Franz Bergmüller als Raucher-
rebell. Einst war er in der CSU, trat dann wegen des
Rauchverbots in den Wirtshäusern zu den FW über.
Doch ins Parlament zog erst für die AfD ein. Dort
vertritt der 57-jährige gelernter Metzgermeister den
Wahlkreis Rosenheim-West.
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Von
Albert Duin,
wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der
FDP-Fraktion im
Bayerischen Landtag

NEIN

Die Inflation und der pandemiebe-
dingte Absatzrückgang setzen die
ohnehin nicht üppigen Renditen
des Lebensmittelhandels unter
Druck. Laut ifo-Umfrage planen die
Händler noch höhere Preise, da sich
die Einzelhandelspreise üblicherwei-
se den Erzeugerpreisen anpassen.
Viele Bürger vermissen Orientierung
und Sicherheit. Die Bundesregie-
rung aus SPD, Grünen und Libera-
len hat deshalb die richtigen Schrit-
te mit den Entlastungspaketen 1
und 2 eingeleitet, um Verbraucher
und betroffene Unternehmen zu

unterstützen. Sollten die
steuerlichen und finan-

ziellen Entlastungen
nicht ausreichend sein,
wird zielgerichtet
nachjustiert werden.
Es wird in Deutsch-
land niemand Hunger
leiden müssen.
Wenn nun die neue
Linken-Spitze einen

Preisdeckel für Grundnahrungsmit-
tel vom Staat fordert, schürt sie mit
Absicht die Angst vor Armut. Sie
nutzt die Verlustängste der Men-
schen aus, um ihre ideologische Po-
litik der Planwirtschaft durchzuset-
zen.
Wer soll denn für die künstlich nied-
rig gehaltenen Preise aufkommen?
Wer definiert, was Grundnahrungs-
mittel sind? Wem soll die Marge
weggenommen werden – Groß- und
Einzelhändler, Industrie, Erzeuger
oder Staat? Internationale Unter-
nehmen werden anderswo neue Ab-
satzkanäle finden, und die regiona-
len Erzeuger werden großenteils
heute schon subventioniert, weil sie
von ihrer Gewinnspanne nicht leben
können.
Soll der Staat noch mehr zuschießen
oder auf Steuereinnahmen verzich-
ten? Nein, wir müssen auch an die
nächsten Generationen denken und
langsam zur schwarzen Null zurück-
kehren. Wir unterstützen diejenigen,
die bedürftig sind, und stehen ihnen
mit umfangreichen Maßnahmen zur
Seite. Dass das Eingreifen in die so-
ziale Marktwirtschaft noch nie funk-
tioniert hat, zeigt das Beispiel Berli-
ner Mietendeckel, kontraproduktiv
und mit gegenteiligem Ergebnis.
Auch da hat die Linke nichts aus ih-
rer sozialistischen Vergangenheit ge-
lernt.

DIE FRAGE DER WOCHE Soll es einen Preisdeckel für Grundnahrungsmittel geben?

Von
Luigi Pantisano,
Mitglied des
Bundesparteivor-
stands der Linken

In Deutschland leben 16,6 Prozent
der Menschen in Armut. Das ist eine
schier unglaubliche Zahl. Auf der So-
cial-Media-Plattform Twitter schil-
dern viele der in Armut lebenden
Menschen unter dem Hashtag #Ich-
binArmutsbetroffen ihre Erfahrun-
gen.
Eine Frau beschreibt, dass sie für ein
bestimmtes Öl statt 99 Cent nun
über fünf Euro bezahlen muss. Sie
kann sich dieses Öl nicht mehr leis-
ten. Wie diese Frau stehen momen-
tan viele Familien vor der Frage, wie
sie das Essen für ihre Kinder zuberei-
ten können, weil die Nahrungsmit-
telpreise explodieren.
Die Bundesregierung muss hier tätig
werden und Instrumente schaffen,
die eine Spekulation mit Nahrungs-
mitteln verbieten. Allerdings könnte
man ebenso auch die Idee eines
Preisdeckels auf Grundnahrungsmit-
tel prüfen. Lebensnotwendige Nah-
rungsmittel würden einen Maximal-
preis haben.

IJA

Hierbei ist der Staat gefragt, der zum
einen bei der Preisgestaltung der
Konzerne eingreifen müsste und
zum anderen Produktionsbetriebe
so weit unterstützen muss, damit die
Herstellung gewährleistet ist. Anders
als beim Tankrabatt würde diese
Maßnahme in erster Linie direkt
Menschen unterstützen, die aktuell
nicht mehr in der Lage sind, be-
stimmte Produkte zu kaufen. Im
Nachbarland Österreich finden sich
mittlerweile Stimmen, die diese Idee
durchaus in Betracht ziehen, wie zu-
letzt der Kärntner Landeshaupt-
mann Peter Kaiser, der sich „auch
Preisobergrenzen etwa für Grund-
nahrungsmittel vorstellen“ kann.
Die Idee ist somit weder revolutionär
noch eine Idee der Partei Die Linke.
Sie orientiert sich am Beispiel ande-
rer europäischer Länder, die eine
Preisdeckelung bereits praktizieren.
Ungarn hat zum Beispiel einen Fest-
preis auf sechs Nahrungsmittel fest-
gesetzt, der sich am vorinfla-
tionären Preisniveau ori-
entiert.
In Italiens Cafés, egal
wie idyllisch, darf ein
Espresso per Gesetz
nicht mehr als 1,20
Euro kosten. Ein guter
Espresso sollte nir-
gends mehr kosten als
in Italien.
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Liebe Leserinnen und Leser, als
zusätzlichen Service bieten wir Ih-
nen einen Newsletter. Dafür kön-
nen Sie sich durch Scannen des
QR-Codes anmelden. > BSZ

Informiert sein:
BSZ-Newsletter
abonnieren

Beim Ausbau der Windkraft
zählt Bayern in diesem Jahr bislang
weiter zu den Schlusslichtern un-
ter den großen Flächenländern. Im
ersten Halbjahr gingen im Freistaat
lediglich drei von bundesweit 238
neuen Windrädern in Betrieb. Das
meldeten der Bundesverband
Windenergie und der Fachverband
VDMA Power Systems am Don-
nerstag. Unter den größeren Flä-
chenländern waren es lediglich in
Sachsen und Hessen noch weni-
ger. Auch im grün-schwarz regier-
ten Baden-Württemberg waren es
nur fünf. An der Spitze liegt Schles-
wig-Holstein mit 72 neuen Wind-
kraftanlagen. 80 Prozent der neuen
Windräder wurden in nur vier Bun-
desländern gebaut. > DPA

Bayern: nur drei
Windräder im
ersten Halbjahr

viele Erzieher*innen würden den
Beruf wieder verlassen, weil sie ih-
ren eigenen Ansprüchen und de-
nen der Kinder nicht mehr gerecht
werden könnten. Hinzu kommen
die Zumutungen der Corona-Zeit.
„Das Personal ist ausgebrannt und
an der Belastungsgrenze“, klagt
Lindner.

Der Verband fordert, den Perso-
nalschlüssel zu verbessern und
Pädagogen und Pädagoginnen für
die Praxisanleitung freizustellen.
Große Entlastung verspräche er
sich auch davon, pro Einrichtung
je eine Verwaltungs- und eine
Hauswirtschaftskraft anzustellen.
So könnte die Kitaleitung sich um
die Kinder kümmern statt um Ab-
rechnungen und Verträge. Und
die Fachkräfte müssten nicht auch
noch Staub wischen. „Nur wenn
sich da etwas bessert“, so Lindner,
„kann man die Leute halten.“

Wie nötig das ist, zeigt auch ein
Blick in die Zukunft. Denn Erzie-
her und Erzieherinnen fehlen ja
vor allem, seit Eltern einen Rechts-
anspruch auf einen ganztägigen
Krippenplatz geltend machen kön-
nen. Sehr bald aber steht eine wei-
tere Neuerung bevor: Ab 2026 ha-
ben nach und nach auch alle baye-
rischen Grundschulkinder ein
Recht darauf, ganztags betreut zu
werden. Höchste Zeit also, vorzu-
beugen. > MONIKA GOETSCH

zubildenden eine Vergütung von
rund 1200 Euro pro Monat erhal-
ten. Und: Kinderpflegerinnen und
Kinderpfleger können sich berufs-
begleitend zur pädagogischen
Fachkraft weiterbilden.

Insgesamt wurde die Zahl der
Auszubildenden, der Absolventen
und Absolventinnen und der Stu-
dierenden an den Hochschulen
deutlich gesteigert. 2015/16 wa-
ren an den Fachakademien für So-
zialpädagogik noch rund 6000,
2020/21 bereits 7932 Studierende
eingeschrieben, so eine Spreche-
rin des bayerischen Kultusminis-
teriums.

Kürzere Ausbildungszeiten
und höhere Gehälter

Auch die finanziellen Aussich-
ten sind gar nicht so übel: Werden
sie nach Tarif bezahlt, verdienen
Berufseinsteiger*innen knapp un-
ter 3000 Euro brutto. Aber Verän-
derungen brauchen Zeit. „Der ak-
tuelle Fachkräftemangel ist hoch“,
sagt Veronika Lindner. Sie geht
davon aus, dass dieser noch weiter
steigen wird. „Unser Problem sind
die Rahmenbedingungen. Der
Personalschlüssel ist schlecht, zu
viele Kinder sind in einer Grup-
pe.“ Vorbereitungszeiten fehlten,

rie steht auf dem Programm. Denn
die Arbeit einer Fachkraft ist kom-
plex. In der Kita etwa gilt es, den
Grundstock zu legen für die Bil-
dungsbiografie der Kinder.

Der Bayerische Bildungs- und
Erziehungsplan setzt bereits bei
den Allerkleinsten an. Bildung,
Inklusion, Integration, Gespräche
mit Eltern und Schule auf Augen-
höhe: Der Anspruch an die Fach-
kräfte ist groß. Zu Recht: Noch
nie haben Kinder so viel Zeit in
Einrichtungen verbracht. Viele
besuchen eine Kita, bevor sie lau-
fen und sprechen können. Umso
wichtiger ist die Qualität ihrer Be-
treuung. Aber noch immer fehlen
Erzieher und Erzieherinnen vor
Ort. Dass Veronika Lindner als
Erzieherin einen Teil des Tages
mit Handgriffen verbringt, die ge-
nauso gut von einer Hauswirt-
schaftskraft verrichtet werden
könnten, ist insofern ein Jammer.

Tatsächlich hat die Staatsregie-
rung viele Maßnahmen ergriffen,
um gegenzusteuern und Personal
zu gewinnen. So wurde die klassi-
sche Ausbildung für Schüler*in-
nen mit Realschulabschluss von
fünf auf vier Jahre verkürzt. Wer
Fachabitur oder Abitur hat, kann
direkt in eine dreijährige Ausbil-
dung einsteigen. Alternativ wurde
eine praxisintegrierte Erzieheraus-
bildung eingeführt, in der die Aus-

Wenn Veronika Lindner mor-
gens um sieben in die kleine

Regensburger Krippe kommt,
stellt sie erst mal die Stühle runter,
holt den Wagen mit Getränken
und deckt den Tisch fürs Früh-
stück. Nach dem Essen wird abge-
deckt, gekehrt und der Tisch abge-
wischt. Später bereitet sie das Mit-
tagessen vor. Wieder heißt es
dann: abdecken, Teller spülen,
Spülmaschine einräumen, kehren,
Spielsachen desinfizieren und
Türklinken abwischen. Auch das
gehöre zu ihrem Arbeitsalltag, er-
zählt Veronika Lindner. „Es gibt
zwar Putzkräfte, aber die machen
nur das Nötigste. Bisher musste
ich in jeder Einrichtung, in der ich
gearbeitet habe, Staub wischen.“

Lindner ist Vorsitzende des Ver-
bands Kita-Fachkräfte Bayern. In
ihrer fünfjährigen Ausbildung zur
Erzieherin hat man sie auf viele
anspruchsvolle pädagogische Tä-
tigkeiten vorbereitet. Wer sich
zum staatlich anerkannten Erzie-
her ausbilden lässt, soll später die
Wahl haben, in einer Kita oder
Grundschule oder mit Jugendli-
chen und Erwachsenen pädago-
gisch zu arbeiten.

Das Spektrum ist breit, die Aus-
bildung einem Meister oder Ba-
chelor gleichgesetzt. Man sam-
melt die unterschiedlichsten Pra-
xiserfahrungen, jede Menge Theo-

Der Mangel an Erzieher*innen ist gravierend – trotz Gegenmaßnahmen des Freistaats droht eine weitere Verschärfung

„Das Personal ist ausgebrannt“

Berufseinsteiger*innen verdienen knapp unter 3000 Euro brutto. FOTO: DPA/BERND THISSEN


